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Die Antwort Vrisnds
Brian - will verhandeln

Im französischen Senat wurde anr Donnerstag die außen -

politische Aussprache mit einer Rede Briands beendet und mit

allen gegen eine Stimme eine BertrauenstageSsrdnung ange .

nvmmen. Die zweieinhalbstündige Rede Briands liegt bis¬

her nur in verschiedenen Auszügen vor, die noch nicht einmal
miteinander in Übereinstimmung zu bringen sind. Alan wird

daher die größte Zurückhaltung zu bewahren haben , bis der

offizielle Text vorliegt . Soweit man die Sachlage jedoch bis¬

cher übersehen kann — und das hat natürlich mit äußerster
Vorsicht zu geschehen — sind in ihr doch eine Reihe sehr be^

merkenswerter Feststellungen enthalten .

Zunächst einmal hat Briand die Erörterung über die Rhein -

landräumung als erfreulich bezeichnet , ein Beweis , daß er sie
wünscht . Er hat ferner das Wort gesagt : „Wir haben am
Rhein nichts zu fürchten." Damit sind die ganzen Thesen
widerlegt, die von seiten seiner Landsleute , namentlich von

Paul Boncour und anderen , immer wieder erhoben wurden .
Offenbar scheint er die im Jnvestigationsprotokoll von Genf
festgelcgte Kontr,lle durch den Völkerbund für ausreichend zu
erachten. Dabei werden natürlich sich beträchtliche Schwierig¬
keiten ergeben . Man braucht nur das Protokoll daraufhin
anzusehen . Aus seiner Äußerung : „Es kommt auf die Unter¬
haltung von 100 Mann Kontrollbeamten am Rhein nicht an ,
wenn nur das System gesichert scheint ", ergibt sich, in welcher
Richtung er sich die weitere Entwicklung denkt .

Bedeutsam ist ferner der Hinweis auf Thoiry . Er hat
diesen , offenbar um seiner Zuhörerschaft willen, in Form von
Anklagen auf Deutschland gekleidet uttb gesagt, Deutschland
Ija&e keine weiteren Vorschläge gemacht. Hier läßt ihn offen¬
bar sein Gedächtnis im Stich . Er geht nicht darauf ein, daß
die ganze Anregung nicht von deutscher Seite , wie er es dar¬
stellt, sondern von französischer Seite stammt . Aber fest steht
jedenfalls , daß Frankreich nach der labilen Stabilisierung kein
Interesse mehr an finanziellen Kompensationen Deutschlands
hatte und von französischerSeite her der Wink erfolgte „Ruhen
laffen ! " Was sich daran inzwischen geändert hat , wiffen wir
nicht. Die Verwirklichung der damals in Aussicht genomme¬
nen finanziellen Pläne — Veräußerung der Reichsbahnobli -
yationen — hängt ja schließlich nicht von Deutschland ab, son¬
dern von den großen Geldmächten. Aber man darf wohl an -
nehmcn, daß diese Frage auch in Fluß gekommen ist.

Das Wort von „Geschäften, das Briand ausgesprochen hat ,
zeigt die Wege . Nicht ganz klar verständlich ist seine Be¬
merkung , daß der Dawesplan und alles was damit zusammen¬
hängt , noch in diesem Jahre geklärt werden muffe. Dieser
Optimismus erfreut , überzeugt aber nicht. Auf weitere Ein¬
zelheiten seiner Rede einzugehen, ist jedoch noch nicht Zeit .
Immerhin deutet die Rede zweifellos einen Fortschritt an :
Briand will verhandeln und wartet offenbar nur die franzö¬
sischen Wahlen ab, so daß man vielleicht schon im Juni in
Genf sich unterhalten kann.

*
Rach einem der vorliegenden Auszüge führte Briand

«

*

*• a . aus , die Locarnoverträge enthielten Versprechen,
chber nicht sämtliche Sicherheiten . Er bezeichnete den
Völkerbund als eine Einrichtung , die noch vervollkommet
werden müffe. In dem Abkommen von Locarno muffe man den
Geist und den Buchstaben berücksichtigen , mährend eS Stress »
mann vorziehe, auf der Seite des Geistes und nicht auf der
Realität des Paktes zu bleiben. Stresemann neige zu der
Tendenz , im Garten der Ölbäum « von Locarno spazieren zu
gehen, indem er die Hand zum nehmen, aber nicht zum geben
ausstreckc . Locarno sei ja erst 1J4 Jahre in Kraft und habe
vorerst zum Ziele gehabt , den Vertrag zu humanisieren . Der
Dawesplan sei bis jetzt ohne Zwischenfall ausgeführt worden.
Die Reparationskommission habe den guten Willen Deutsch¬
lands anerkannt und man habe den deutsch -französische« Han¬
delsvertrag abgeschloffen , das seien die Folgen von Locarno.
Bedeute das etwa nichts?

Was Stresemann von der Heuchelei gesagt habe hinsichtlich
der Sicherheitsfrage , bedauere er . Was die Folge von Locarno
anbetreffe , möchte er daran erinnern , daß die deutsche Dele¬
gation nach Locarno eine Liste von Forderungen mitbrachte .
Diese Papiere habe Briand nicht a»»eseheu und verlangt , daß
bedingungslos unterzeichnet werde. Nachher könne man ja
sehen. Er habe den deutschen .Delegierten gesagt, daß der
Geist von Locarno gewiffe Erleichterungen zur Folge haben
müßte , die er sich bemühen werde, durch die französische Re¬
gierung zur Annahme zu bringen . Stresemann habe gewisse
Genugtuungen . Die Besatzung habe ihren Charakter voll¬
kommen geändert . Die Franzosen wünschten nicht, daß sie eine
Demütigung für Deutschland bedeute. Stresemanns Behaup¬
tung , Deutschland habe nichts gewonnen und sei enttäuscht
worden, sei unrichtig, denn es sei vorher van allen internatio¬
nalen Regelungen auSgeschloffen gewesen, während es jetzt
mit den Mächten zusammenarbeite . Was die entmilitarisierte

Letzte Nachrichten
ruspttzung wegen des Schulgesetzes
Ick. Berlin , 3. Febr . (Priv . -Tel .) Die « nssichten

für daS Schnlgesetz haben sich gestern abend ganz er¬
heblich verschlechtert . Der Führer der Deutschen BolkS -
partei , !vr . Scholz , hat keinen Zweifel darüber gelaffen, daß
er keinen der Borschläge der Regierung über den Paragra¬
phen 20 für annehmbar halte . Auch von seiten des Zen¬
trums sind ähnliche Äußerungen verlautet , und man hat
den Eindruck» daß zum mindesten eine sehr starke Skepsis am
Platze ist . In politischen Kreisen werden auch schon Mög¬
lichkeiten erörtert , die sich aus dem Scheitern des Ge -
s e tz e S ergeben müßten . Man hofft, da ja der Etat er-
lrdigt werden mutz, daß durch den Reichspräsidenten dann eine
Regelung erfolgt, die zunächst einmal den Reichstag so lang «
zusammenhält . Dabei denkt man an ein Ge sch äf tsmtni¬
ste r i u m » wobei möglicherweise auch das jetzige als ge¬
schäftsführend in Betracht käme .

Ausländsanleihe kür Mobnungsbsu
Ick . B e r l i n , 3. Febr . (Priv .-Tel .) Wie auS Rew No r »

gemeldet wird, veröffentlichen die International Aczeptanee
Bank und eine andere New Aorkrr Bank einen Prospekt übktz
5,25 Millionen G o l d d » l l a r für die Deutsche Ban - und
Boden-A. -G . Es handelt sich um Sprozentige Goldbonds mit
Svjähriger Laufzeit und einem AnsgabekurS von 98 . Der Er¬
lös soll zum Ban von Mtttelstandswohnungen
und zum kleinen Teil für die Preußische Landesbank , Kredit -
nnstalt , Verwendung finden.

Rheinlandräumung und Westausschntz
WTB . Berlin , 3. Febr . (Tel .) Anläßlich der Rheinlands¬

debatten im Reichstag begrüßt der Westausschuß für Rhein »
Saar und die Pfalz in einer Entschließung dankbar die For¬
derung Dr. Stresemanns , daß endlich mit Rheinlandsbesetzung
und Saar -Regime Schluß gemacht werde und erklärt . Recht
und Moral verlangten die sofortige bedingungslose Räumung .
Jede besondere Kontrolle des entmilitarisierten Rheinlands ,
auch wenn sie nur bis zum Jahre 1935 gelten solle , sei aufs
entschiedenste abzulehnen .

Zone betreffe, so wende Frankreich nur den Versailler Ver¬
trag an . Man begreife, daß Deutschland ein Ende der Rhein¬
landsbesatzung herbeiwünsche, aber die Frage sei nicht so ein¬
fach, denn am Rhein ständen die Alliierten , und Frankreich
könne allein nicht über die Aufrechterhaltung oder Beseitigung
der Besatzung entscheiden .

^ Stresemann habe in Thoiry hinsichtlich der Frage der vor¬
zeitigen Leistung der Reparationszahlungen erwidert , er
werde sie mit den Finanzsachverständigen prüfen und Vor¬
schläge unterbreiten . Diese Vorschläge habe Briand aber nie¬
mals erhalten , also sei die Frage der Kompensationen für die
vorzeitige Räumung seit Thoiry nicht weitergekommen. Frank¬
reich weigere sich auch heute nidH , das Räumungsproblem aufs
neue zu prüfen , jedoch nur im Einverständnis mit seinen
Alliierten . Was die Sicherheit anlange , so sei er gewiß, daß
der Versailler Vertrag nach dieser Richtung hin Garantien
gewähre, aber nach 1985 müsse der Versailler Vertrag in der
entmilitarisierten Zone funktionieren . Der vorgesehene Ga¬
rantiemechanismus müsse in dem vom Völkerbund vorgesehe¬
nen Rahmen spielen. In diesem Geiste wolle er mit den Ver¬
tretern Deutschlands verhandeln .

Wenn die Franzosen das Rheinland verlassen könnten,
würden sie eS ohne Bedauern tun . Wenn die entmilitarisierte
Zone gesichert sei, sei das ganze Problem gelöst .

*
WTB , Paris , 3, Febr . (Tel.) Die Morgenpreffe begnügt

sich in der Hauptsache damit, Briands Ausführungen im Se¬
nat im allgemeinen zu beurteilen , ohne auf eine Analyse sei¬
ner Ausführungen einzugehen. Im großen und ganzen je¬
doch entspricht die Stellungnahme der Stellungnahme , die die
einzelnen Blätter zur Locarnopolitik einnehmen . „Echo de
Paris " erklärt : Trotz der etwas verschwommenen Form seiner
Rede hat Briand sich gestern klarer ausgedrückt als gewöhnlich.
Er lehnte es ab, das Problem durch ein Ja oder ein Rein zu
lösen. Er willigte ein, eS evtl, zu prüfen , aber er zählte die
Bedingungen auf , die bei der Regelung erfüllt werden müßte ».
„Oeuvre " urteilt : Es handelt sich um einen Austausch von
Beschuldigungen ohne Bitterkeit . Briand und Stresemann
stehen in einer Erörterung , die öffentlich über die sehr präzise
Frage anhebt : Was bietet ihr uns als Austausch für die Räu¬
mung ? „Volonte" vertritt den Standpunkt , daß nunmehr
nach Briands Rede die französisch -deutschen Beziehungen mehr
denn je an der Tagesordnung sein werden . Die Wähler
müßte » nunmehr entscheiden , ob man einer Verständigung
oder einer tragischen Unstimmigkeit entgegengehe. Diejenigen ,
die die Verantwortung tragen , sollten diesseits und jenseits
des Rheines bereit sein , ihre Annäherungstätigkeit zu be¬
schleunigen.

MirtsckattlLcke Nmsckau
Gegen die Erhöhung der Eisenpreise haben bekannt¬

lich die eisenverarbeitende Industrie , der Großhandel
und die Gewerkschaften Einspruch erhoben ; die letzterer
verlangten , daß auch das Reichsparlament sich mit der
preispolitischen Maßnahmen des Deutschen Eisenkartells
beschäftigen möge , um den Reichswirtschaftsministrr
zum Einschreiten gegen die Eisenverbände auf Grund
des Kartellgesetzes zu veranlassen . Es handelt sich beim
Eisen um einen der wichtigsten Rohstoffe für die deutsche
Fertigindustrie , und gerade ihre Produktion und ihre
wirtschaftliche Gesamtlage ist von besonderer Bedeutung
für unsere Ausfuhr , wie die Ziffern der deutschen Han¬
delsbilanz zeigen . Im Haushaltsausschuß des Reichs¬
tags erklärte Reichswirtschaftsminister Pr . Curtius , daß
eine Untersuchung über die Erhöhung der Eisenpreise
eingeleitet und ebenso Verhandlungen mit Eisenerzeu¬
gern mid Eisenverbrauchern im Gange seien, wobei ins¬
besondere die Verschlechterung der Lage der süddeut¬
schen Eisenverbraucher behandelt werden soll. (Für
die süddeutschen Verbraucher beträgt die Verteuerung ,
wie kürzlich an dieser Stelle mitgeteilt , 9—10 Proz .,
und man denkt an eine Ermäßigung der Frachten .)
Auch der Minister sprach sehr deutlich , wie die Proteste ,
von der Ausnützung einer Monopolstellung durch das
Eisenkartell , die das Gesamtwohl gefährde. Die Indu¬
strie sei so selbst im Begriff , das Ziel der freien kapi¬
talistischen Wirtschaft, das sie zu verteidigen glaube ,
zu untergraben und damit den Weg für gemein -
wirtschaftliche Regelungen zu öffnen . Um für die Zu¬
kunft ähnlichen Überraschungen vorzubeugen , habe er
von dem ihm nach der Kartellverordnung zustehenden
Recht Gebrauch gemacht und angeordnet , daß die Er¬
zeugerkartelle alle Preisfestsetzungen ihm vor dem In¬
krafttreten einzureichen hätten . Das ist allerdings nur
so zu verstehen , daß i» der Zukunft eine Überwachung
stattfinden soll . Eine rückwirkende Wirkung können
diese Maßnahmen nicht haben, da der Reichswirtschafts -
minister gegen den Erhöhungsbeschluß bei den Eisen¬
preisen nicht ein Einspruchsrecht wie bei den Kohlen¬
preisen hat . In der nächsten Woche wird die Frage der
Eisenpreise auch rm Reichstagsplenum zur Sprache
kommen .

*
Eine Preisentwicklung auf einem andern Gebiet ,

nämlich dem des Gefrierfleisches, hat gleichfalls zu
öffentlichen Einsprüchen geführt . Das meist aus Argen¬
tinien kommende Gefrierfleisch hat nach dem Kriege
große Bedeutung für die deutsche Volksernährung ge¬
wonnen , trotzdem infolge des Einspruchs der deutschen
Landwirtschaft gegenwärtig nur ein beschränktes Kon¬
tingent (bisher 10 000 Tonnen im Monat , jetzt
auf 8500 Tonnen herabgesetzt ) zollfrei herein¬
gelassen wird , während auf dem Mehr ein Zollsatz
von 22Vz pro Pfund liegt . Dem Konsum durch
die Kreise der Minderbemittelten sollte durch die
Kontingentierung der Einfuhr möglichst billiges
Fleisch , wenn auch in beschränkten Mengen , zugeführt
werden . Die Großhändler , deren Aufgabe es war , das
Fleisch von den Seehäfen den Verteilungsstellen in den
einzelnen Gemeinden zuzuführen , die sich aber zu einer
Art Monvpolbewegung zusammenschlossen, haben es ver¬
standen , mühelos Millionengewinne aus dem Gefrier¬
fleischverbrauch zu erzielen . Während die Einfuhrpreise
frei Seehafen seit Oktober 1927 zurückgingen, blieben
die vom Großhandel geforderten Preise dieselben. Die
Ersparnis beim Einkauf , die nach dem ganzen Sinn
der Regelung der Gefrierfleischeinfuhr dem Konsumen¬
ten zugute hätten kommen müssen , steckte der Groß -
Handel ganz oder zum größten Teil in die Tasche. Nach
der „Allg . Fleischerzeitung " soll der Großhandel am
Pfund Gefrierfleisch schon vom Mai 1926 bis April
1927 einen Übergewinn von 7 ßfif , d . h . von minde¬
stens 14 Millionen gemacht haben, wozu noch die Ge¬
winne kommen , die infolge der seit einigen Monaten
eingetretenen Preisermäßigung sich ergaben , zu rechnen
sind . Auch mit Kontinjentscheinen soll Handel getrieben
worden sein . Es haben sich somit schwere Mängel in der
Gefrierfleischversorgung herausgestellt , deren gründliche
Abstellung hoffentlich gelingt . Jetzt werden die Ge¬
meinden laufend über die Preisnotierungen unterrich¬
tet , und die Folge der Erörterungen in der Öffentlich¬
keit zeigt sich bereits in einer Senkung der Konsum¬
preise auch in badischen Städten . Sie wird fteilich
durch die neuerliche Herabsetzung des Kontingents durch
den Reichsernährungsminister bedroht.



Di« Kaliindustrie, an der Baden seit der ProduktjonS -
aufnahme in Buggingen - besonderes Interesse bekam . .men hat . veranstaltete dieser Tage in Berlin einen
Kalitag, der sich in erster Linie an die deutsche Land¬
wirtschaft wendete , um ihr die Verwendungsmöglichkeitendes Kalis vor Augen zu führen . Aus den Vorträgen
erfuhr man u. a., daß nur ein Zehntel der gefördertenKalisalze in der Industrie Verwendung findet, das
übrige in der Landwirtschaft , wobei allerdings der Be¬
darf der industriellen Weiterverarbeitung, die bisheru. a . iü der Seifenindustrie erfolgte, wächst . 6 Millio¬
nen Tonnen dienen im Jahr als Rohmaterial für un¬
ser tägliches Brot. Dabei konnten die Kallpreise dank
der Rationalisierungsmaßnahmen unter dem allgemei¬nen Preisstand gehalten werden . Große Kalihäfen sindin Hamburg und Bremen erbaut worden , von wo das
deutsche Kali in alle Welt geht . Deutschland befriedigtdrei Viertel, zusammen mit Frankreich neun Zehntel des
Weltbedarfs. Zu den Mischdünger herstellenden Indu¬
strien besteht ein gutes Verhältnis. Gerade durch die
Kalidüngung sind die Erträge des deutschen Bodensweit höher als „ in anderen Ländern . Die wissenschaft¬
lichen Vorträge behandelten den Wert des Kalis fürdie Pflanzen , deren Organismus im Gegensatz zumtierischen, der mehr Natronsalze braucht, Kali zum Auf-bau benötigt. Die Kalitagung, die seit 16 Jahren zumerstenmal wieder stattfand , erhielt auch dadurch ihre Be¬
deutung, daß Vertreter öer französischen Kaliproduttionund der englischen Landwirtschaft teilnahmen.

*
Zu den verschiedenen Skandalaffären, die in der letz¬ten Zeit sich wieder häuften, ist die des Berliner Schwin¬delunternehmens Bergmann gekommen. Ein mehrfach

wegen Unterschlagung vorbestrafter Mensch hat unter
großem Namen ein „Berliner Lombardhaus " aufge¬
macht und genug Dumme gefunden , die in naiver Ge¬
winnsucht ihm große Geldbeträge gegen Zinsen bis zu48 Proz. anvertrauten. Lombardgeschäfte sind Dar¬
lehensgeschäfte gegen Pfandhergabe, es fallen also nichtnur derartige Geschäfte der Banken , sondern auch dieder Leih- und Pfandhäuser darunter . Neben den
öffentlichen , gibt es in Deutschland etwa 600 privatePfandhäuser. Aus dem Verdienst an solchen Geschäften
versprach Bergmann seinen Geldgebern derartige Zin¬sen geben zu können. Der Verband der privaten Pfand¬leiher Deutschlands erkärt dazu , daß das völlig unmög-
lich sei . Der in Preußen vorgeschriebene Höchstzinsfußbetrage zwar monatlich 4 Proz. , also im Jahr 48 Proz.,ermäßige sich jedoch bei größeren Summen auf die
Hälfte und stelle den Rohverdienst , nicht den Reinver¬
dienst dar, denn sachgemäße Aufbewahrung und Be¬
handlung der Pfänder, Aufwendungen für Lagerräumeund Arbeitslöhne, nähmen davon so viel weg, daß im
Durchschnitt höchstens eine Verzinsung des Kapitalsvon 12 Proz. bleibe . Der Bergmannschwindel istnichts Neues , er erinnert in mancher Hinsicht an denbekannten Fall Spitzeder . Bergmann mußte immerneue Geldgeber suchen , um den bisherigen die verspro¬
chenen hohen Zinsen zahlen zu können, denn der Ein¬
gang aus Lombard - und Pfandzinsen machte nach den
bisherigen Schätzungen kaum ein Zehntel dieser Beträgeaus . Mit Naturnotwendigkeit mußte der Zeitpunttkommen, an dem das nicht mehr so weitergehen konnte.Dabei lebte Bergmann auf großem Fuß, was für die
Betrogenen wenigstens das eine Gute hat , daß eine Kon¬
kursmasse mit Liegenschaften vorhanden ist. Die
schweren Beschuldigungen , die zu der Affäre gegen dieBerliner Polizei erhoben werden , lassen die Forderung
nach einer Neuregelung und schärferen Fassung der
Pfandleihgesetze , die in den einzelnen deutschen Län¬dern übrigens verschieden sind, berechtigt erscheinen. *. *

Die Danziger RegierungserklärungWTB . Danzig , 3. Febr . (Tel .) In der gestrigen B»lks-tagssttznng, die bis in die späten Abendstunden dauerte , er¬griff der Vizepräsident des Senats , Gehl , zu einer Regie¬rungserklärung das Wort , in der er die Behauptung derDeutschnationalen zurückwies, sie hätten di« Regierung un¬ter günstigen Zeichen ihren Nachfolgern übergäwn . „Wirkönnen — so erklärte der Vizepräsident — eine Erwerbs¬
losenziffer von über 15 000 nur als ein sehr trauriges Zei-chen für die Allgemeinheit ansehen . Ich kann heute schonsagen, datz die Finanzlage des Staates nicht günstig ist . DasZiel der Politik der Regierung wird sein, zwischen Danzig «nt»Polen diejenige Atmosphäre zu schaffen, in der sich der Restder alten Streitpunkte und die möglicherweise neu auftau¬chenden zum Besten der Wirtschaft beider Staaten erledigenlassen . Daß hierbei die Selbständigkeit und die Rechte Dan¬zigs nicht angetastet werden dürfen , sei nochmals betont .

Auflösung des englischen Parlamentsim Jnui 1929 ?
WTB . London, 3 . Febr . (Tel . ) Der parlamentarischeKorrespondent des „Daily Telegraph " meldet, die Regierungplane die Auflösung des Parlaments für Anfang Juni 1929.Der Korrespondent erfährt ferner , datz das Kabinett be¬schlossen habe, drei viel umstrittene Vorlagen , nämlich das

Fabrikgesetz, die Reform der Armengesetzgebung und die Re¬form des Oberhauses , weiin überhaupt , so jedenfalls nichtin der bevorstehenden Session des Parlamentes «inzubringen .

Nachwahl zum englisch«« UnterhausWTB . London, 2 . Febr . (Tel .) Di« Neuwahl zum Un¬terhaus in West-Bristol» die durch die Erhebung des letztenkonservativen Abgeordneten in den PeerS -Rang notwendigwurde , hatte folgendes Ergebnis : Der Konservative erhielt16 970 Stimmen , der Vertreter der Arbeiterpartei 7702 undder Liberal« 4996 Stimmen . Die Mehrheit des Konser¬vativen beträgt also 9268 Stimmen gegen 17 298 Stimmenbei der letzten Wahl .

Dir Metallarbeiter Berlins find in eine Streikbewegungeingetreten . Der Streikbeginn soll am Samstag festgesetztWerben . ES handelt sich insbesönder « um die Werkzeug¬macher, deren Zahl 5000 beträgt .

Deutscder « eiLvstsg. WTB . Berlin , 2. Febr .
Rach dem Abg. Witte (Soz .) erklärt

, beim Etat der besetzten Gebiete
Staatssekretär Schmid vom Reichsministerium für die be¬setzten Gebiete zunächst, datz der Reichskanzler leider durchKrankheit verhindert sei. Die Regierung bemühe fich, denschweren wirtschaftlichen Druck , der auf der Bevölkerung desbesetzten Gebietes laste, zu mildern . Wünschenswert wärees. wenn auch die Länder diesem Gebiet öffentliche Aufträgein größerem Umfange zuweisen würden . Die Besatzungs¬verminderung hgt zur Freigabe von 436 Wohnungen geführt ,denen aber immer noch über *8600 beschlagnahmte Wohnungengegenüberstehen. (Hörtl hört !) . Die französische Militär - ,justiz zieht noch immer jährlich rund 1500 deutsche Personenvor ihre Schranken, meist wegen Bagatellsachen. Über 200

Ausschreitungen ftemder Soldaten waren auch 1927 zu ver¬zeichnen. Die Fahrtentschädigung für die Saarländer solleweiter gewährt werden. Bis Ende dieses Monats werde dasReich auch die Mittel für den Grenzfonds an die Länder ver¬teilen , damit die Bevölkerung des besetzten Gebietes möglichstbald in den Besitz dieser Mittel kommen könne. Die Ent -
schädigungsregelung müsse nun endlich abgeschlossen werden.Für die Aufrechterhaltung mittlerer und kleinerer Existenzenim besetzten Gebiet seien im ganzen 160 Millionen aufge»wandt worden.

Abg . Or- v. Dryander (Dntl . ) erklärt , der Limbourgprozetzhabe befreiend gewirkt. Die Separatistenputsche seien vonFrankreich geleitet und bezahlt gewesen. Der Redner lehntBestrebungen auf Zerschlagung Preußens und rheinische Au¬tonomie aufs schärfste ab. Das Rheinland habe in der ganzenKaiserzeit nie so grosse Manöver erlebt wie 1927 . Die Eupen -Malmedh -Frage müsse in friedlichem Benehmen mit Belgieneinmal ihre Lösung finden .
Abg . . Hofmann -Ludwigshafen (Ztr .) bedauert , datz nochimmer festgestellt werden müsse, dass die Verhältnisse im be¬setzten Gebiet nicht, wie die Schönfärberei der französischenPresse es darstellt, geordnet, sondern dass sie immer noch einesfreien Volkes unwürdig sind. Der Redner begründet Zen-

trumsentschlietzungen, in denen Erwerbslosenunterftützung
S
ür die Saargänger verlangt und Verhandlungen mit der
ieichsbahnverwaltung darüber gefordert werden, ob fich stattder bisherigen Saarkohlenabnahme von 90000 Tonnen mo¬natlich eine Erhöhung auf 225 000 Tonnen ermöglichen lässt,damit die von der Saargrubenverwaltung angekündigten Ent¬lassungen und Feierschichten vermieden werden.

Abg . Or. Kalle (DBP . ) : Während Deutschland immer wiederdurch den Abschluss des deutsch-französischen Handelsvertragesdie Hand zur Versöhnung gereicht habe, werde durch den Be¬
setzungsdruck von Frankreich immer neue Verbitterung ge¬schaffen . Es bestehe der dringende Vrdacht, datz die sranzö -
stsche Besatzungsbehörde auch die Handelsspionage betreibeoder fördere.

Abg . iOr. Schücking (Dem . ) : Das Opfer des Locarnover -trages sei von Deutschland gebracht worden in der Hoffnung ,daß dadurch das Unrecht der Besetzung verschwinden werde.Die Fortdauer der Besetzung widerspricht der Bestimmung desVölkerbundes, dass die Beziehungen der Länder untereinandernach den Grundsätzen der Ehre und Gerechtigkeit geregelt wer¬den solle . Die Bevölkerung des besetzten Gebietes sei mit demAußenminister darin einig, datz eine vorzeitige Aufhebung derBesetzung nicht erkauft werden dürfe durch eine dauernde
deutsche Verpflichtung über den Versailler Vertrag hinaus .Wbg . Or. Jöriffen (WVg. ) verlangt steuerliche Erleichterun¬gen für den Mittelstand . Die Verteilung des 800 000 Reichs¬mark-Fonds sollte nicht allein den Gewerkschaften überlassenwerden.

Abg . Or. Bahersdörfer (B . Vpt.) schildert die Schäden, diedurch di« Besetzung besonders in der bayerischen Pfalz an¬gerichtet worden sind. Ausserordentlich «schädigt seien vorallem die Badeorte im besetzten Gebiet . Der schönste Teil desPfälzer Waldes sei für die Bevölkerung wegen der Schieß¬übungen der Besatzungsarmee gesperrt worden.Abg . Or. Queffrl (Soz . ) fordert eine stärkere Beteiligungdes hessischen besetzten Gebietes an den ausgeworfenen Mit¬teln . Er begründet einen sozialdemokratischen Antrag aufErhöhung des Kulturfonds um eine Million auf vier Mil¬lionen .
Wg . Knbe (NS .) meint , die vom Abg . Or- Queffel geschil¬derte Not in Hessen könne doch nicht so grotz sein, denn derHessische Landtag habe ja dem sozialdemokratischen Staats¬präsidenten 4000 Ml Weihnachtsgratifikation geben können.Abg . Or. Queffel (S . ) erwidert , die 4000 Ml seien ein Dis -

pofitionsfond gewesen, der vollständig aufgebraucht sei zugun¬sten der notleidenden Familien des besetzten Gebietes , die sichan den Staatspräsidenten direkt mit Ünterstützungsgesuchenwandten .
Der Etat wird mit den Anträgen und Entschließungen des

Ausschusses unter Ablehnung sozialdemokratischer und kom¬
munistischer Anträge angenommen .Das Haus vertagt sich auf Dienstag , den 7. Febr ., 14 Uhr.Auf der Tagesordnung stehen die Entwürfe zur Änderung desMieterschutzes.

Zrurze Vlscbricdten
Das Liqnidationsschädengesetz. Wie verlautet , soll das

Liquidationsschädengesetz nicht als Schlutzlösung gedacht sein.Das Kabinett will über die Frage noch « in« Sitzung abhal¬ten , da stark« Bedenken über di« finanzielle Tragweite be¬
stehen.

Rhrinstrrmbanvrrwaltung in Koblenz. Der Reichsverkehrs¬minister hat entschieden, daß der Sitz der Rheinstrombau¬verwaltung , wie bisher , in Koblenz verbleibt . Um die Ver¬
legung des Sitzes dieser Verwaltung hatte fich die Stadt
Mainz sehr beworben .

Der hessisch« Finanzminifter Henrich» der sich seit einigen
Wochen zur Beobachtung im Elisabethenstift aufhält , hat sichdort gestern einer ziemlich ernstenDarmoperation unterzogen .Die von Professor Zander vovaenommene Operatton ist gutverlaufen . Der Patient befindet sich den Umständen ent-
sprechend wohl.

Geheimrat Prof . Or. Rießer kandidiert nicht mehr. Ge->
heimrat Ör. Rietzer, Vizepräsident des Reichstages , hat dem
Vorsitzenden der Deutschen Volkspartei und der ReichStags-
fraktion die Mitteilung zugehen lassen, datz er bei der nächsten
Reichstagswahl , um Jüngeren Platz zu machen, nicht mehrkandidieren werde.

Der Fall Hölz. Die Rechtsbeistände von Mar Hölz wolleneinen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens beim
Reichsgericht «inreichen.

Brrhafinng eines früheren türkischen Ministers . DaS ausMitgliedern des StaatSrates und des Kassationsgerichtshofesin Angora gebildete Oberst« Gericht hat am Schluss seinerBeratungen Haftbefehl gegen den früheren MarineministerJchsan Bey erlassen . Jchsa» Bey wurde in seiner Wohnungverhaftet .

polittacbe Neuigkeiten :
D «S Urteil im Prozeß Schreck

Das Reichsgericht in Leipzig fällte am Donnerstag ' untia «nach dreiwöchiger Verhandlungsöaue 'r das Urteil in dem gro¬ßen Spionageprozeß Schreck urw Genossen . Es erhielten:Schreck "wegen vollendeter schwerer Urkundenfälschung unhversuchten Verrats militärischer Geheimnisse fünf JahreZuchthaus und zehn Jahre Ehrverlust ; Koch wegen versuch,ten Landesverrats und Verrats militärischer Geheimnisse indrei Fällen ein Jahr zehn Monate Zuchthaus und 200 MlGeldstrafe ; Schulz wegen Meineids 4 'A Monate GefängnisIn dem Prozeß wurde solgendes fcstgestellt: Schreck hateine Anzahl Urkunden gefälscht und als echte verwertet , an¬gebliche Protokolle über Sitzungen einer nationalen Vermitt¬lungsstelle , der ' er nahegestanden haben wollte, ferner eine' an¬geblich von einem Offizier im Reichswehrminijterium angefer -tigte Denkschrift „Die neue Organisation der deutschen Wehr¬macht " und eine weitere Schrift „Problem der LalidesVertei¬digung "
. Diese und ähnliche Dokumente hat er gewinnbrin¬gend zu verwerten gesucht und dabei zum Beweis der Echt¬heit der Dokumente durchblicken lassen, datz er in naher Be¬ziehung zum Reichswehrministerium stehe . Alles das hat sichnach der Auffassung des Gerichts als Schwindel erwiesen.Schreck war während des Kriege in der Schweiz im Dienstder deutschen Gegenspionage tätig und hat vermutlich dortnach beiden Seiten Spionage getrieben . Von . dieser Zeit herstammt eine gewisse Sachkenntnis , die ihm für seine Fäl¬schungen dienlich war . Durch die Aussage des Reichswehr»Ministeriums ist klargelegt worden, datz es mit ihm in kei¬ner Verbindung gestanden hat . Aus den Vernehmungen er¬gibt fich , datz er sein Material durch einen polnischen Spionder polnischen Regierung hat zukommen lassen, die nach derBehauptung der Anklage es für echt gehalten und in Genfbenutzt hat , um s. Z . gegen den Eintritt Deutschland in denVölkerbund und gegen den Abbau der Militärkontrolle zuwirken. Koch hat das gleiche Material den Franzosen ange-boten, die aber die Fälschung erkannten ; hierdurch wurdewohl die üble Wirkung der Fälschungen im wesentlichen auf¬gehoben . Auch in Deutschland hat Schreck an manchen Stel¬len mit seinen Dokumenten zu wirken versucht, indem ersie deutschen Pazifisten und dem Jungdeutschen Orden mit¬teilte ; aber hier nahm man gleich eine Fälschung an . D,>sUrteil , das sicherlich nicht zu streng ist, obgleich es gegenSchreck die hochstzulässige Straf « wegen Urkundenfälschungausspricht , würde gegen diesen vermutlich noch wesentlichschärfer ausgefallen sein, wenn die Strafbestimmungen gegenLandesverrat hätten angewandt werden können.

Poiueare über seine Finanzpolitik
In der französischen Kammer hat Poinrare am Domurs -tag seine angekündigte finanzpolitische Rede gehalten . Erstellte fest, dass der Franken zu einein Fünftel seines Wertesstabilisiert ist und behauptele , datz die Preise für den Lebens¬unterhalt jedenfalls auf dein Index sünf stünden . DieDurchführung des Amortisierungswerkes werde bis zu 50Jahr « Zeit in Anspruch nehmen . Zum Schluß besprach Poin -carö die Währungsstabilisierung . Er erklärte , sie habe demLande Wohltaten gebracht, aber der Franken Hab« die Ten¬denz gehabt, zu steigen. Im Interesse der Industrie , derArbiter und der Wirtschaft überhaupt habe man den Kursdadurch aufrechterhalten müsse » , datz man Franken ausgab .Aber, um nicht eine Inflation zu schaffen, habe man dieseFranken nicht in den Verkehr gebracht, sondern sie als Kom-pensatton gegen rückerstattete Vorschüsse in den Kossen derBank von Frankreich gelassen. Diese Operation sei voll¬kommen gelungen . Als Gegenpartie einer Schuld auf Sichthabe das Schatzamt beständig sich ein Guthaben erhalten undauf diese Weise den Notenumlauf revalorisiert .

Der finanzpolitische Ausschuß der Länderkonferenz hat amDonnerstag in Berlin unter dem Vorsitz des Reichsministersder Finanzen , Or. Köhler, seine Arbeiten ausgenommen . E»hat sich in erster Linie mit - den praktisch gebotenen Schlüsselezur Herbeiführung grösserer Durchsichtigkeit der Finanzgeba -
rung der öffentlichen Körperschaften und mit den Möglich-keilen beschäftigt , die es gestatten sollen , die Hanshaltsfßhru ', ,von Reich, Ländern und Gemeinden «Gemeindeverbände ) mehrals bisher vor nicht notwendigen Belastungen zu schützen. DieArbeiten werdeki mit dem Ziel fortgeführt werden, so schnellwie möglich zu, wirksamen Matznahmen der beteiligten Körper¬
schaften zu gelangen .

Die Standesherren gegen den preußischen Fiskus . Wie dem
„B . T .

" aus Münster i . W . gemeldet wird, wurde am Don¬
nerstag in dem Prozeß der Standesherren , des Herzogs vonAhrenberg , der Fürsten Salm - Salm und Salm -Horstmargegen den preußischen Fiskus zur Unterbrechung der Verjäh¬rung des Anspruches auf Aufwertung ihrer Renten aus denJahren 1920/1924 vom Gericht ein Beschluss dahin verkündet,datz die Standesherren eine Aufstellung ihrer Einkommens -und Vermögensverhältniffe unter Gegenüberstellung ihrerEinkommens - und Vermögensverhältnisse in den Jahren 191?und 1914 und nach der Inflation einreichen sollen, damit das
Gericht darüber schlüssig werden kann , wie hoch die Aufwer¬tung zu bemessen sei . Ein neuer Termin ist auf den 30. Aprilanberaumt .

,Znm Bergmannskandal . Es ist nun das Konkursvecfahre »über das „LombardhauS Bergmann " eröffnet . Durch die Nach¬forschungen der Polizei hat sich laut „Voss. Ztg .
" ergeben,dass noch erhebliche Aktiva vorhanden sind, so datz die Gläu¬biger , bei der späteren Konkursverteilung mit allerdings ge¬ringen Quoten rechnen können. Schon jetzt steht fest, datz sichdas Konkursverfahren jahrelang hinziehen wird , ehe es zueiner Verteilung kommen kann . Der Konkursverwalter mutzausserordentlich schwierige Prozesse führen , um bestimmteStücke für die Konkursmasse zurückzugewinnen. Der ver-

hafiete Staatsanwalt Jacoby I gab dem „B . T . "
. zufolge zu,von Bergmann Previsianen für die guten Auskünfte erhalt :«

zu haben.
DaS mecklenburgische Beseldnngsgrsrtz . Das Plenum de»

mecklenburgischen Landtages hat in zweiter und dritter Le¬
sung unter Stimmenhaltung der Deutschnationalen den
Gesetzentwurf über die Besoldung der unmittelbaren Staats¬beamten angenommen . Das Gesetz

" eht im großen und
garten mit den Besoldungsneuordnungen im Reiche und in
Preußen konform. Die Höchstgehälter der Ministerialdirek¬toren sind niedriger festgesetzt als in Preußen . Die Volks-
schullehrer find in der Anrechnung des Besoldungsdienst -alters besser gestellt als in Preußen .

Der hessische Staatsp «ra «schlag für 1928 . Der Voranschlags-
entwurf für 1928. der dieser Tage dem hessischen Landtag
zugeht, schließt mit einem Gesamtbedarf für Verwaltungs¬
ausgaben — einschlietzlich 854 Millionen für die Kosten de «
in Aussicht genommenen Besoldungserhöhung — von
139163 688 Ml ab, dem an laufenden Einnahmen die Summe
von 127 951 625 Ml gegenüberstehen. Hiernach bleibt ein zu-

1 nächst
'
ungedeckter Fehlbetrag von 11212 063 Mt .

II
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Lsdiscber Landtag
Der Etat v»r de« HauShaltSauSfchnß

Der HaushaltSauSfchutz setzte am Donnerstag die Beratun -

aen über den Etat des Unterrichtsministeriums zunächst be,
Mel H Kultus fort . Zu ' Erörterungen führte ein Betrag
von 7420 Mt zur Bestreitung d«S Aufwandes für die Frei -
»nraer Domkirche . Begründet wird die Forderung durch den
Zusammenbruch der bisher in Anspruch genommenen Fonds .

Der Berichterstatter , Abg . Rückrrt (Soz . ) stellte den Antrag ,
datz durch einen Zusatz festgestellt werde, dah eine Rechtspflicht
des Staates nicht bestehe . Die Deutsche Volkspartei bean»

tragt «, die Position zu streichen ; der sozialdemokratische Red¬
ner erklärte , daß man sich auf seiner Seite der Stimme ent¬
halten werde. Seitens des Zentrums wurde die Rechtsver¬
pflichtung des Staates bejaht . Der Antrag auf Streichung
der Position wurde mit 10 Stimmen des Zentrums bei 9 Ent¬
haltungen gegen die beiden Stimmen der Deutschen Volks¬
partei abgelehnt und sodann die Anforderung mit dem Zusatz,
daß die Rechtspflicht bestritten sei, mit 13 gegen 8 Stimmen
angenommen.

Bei den Anforderungen für den Oberstiftungsrat wurde
seitens des Berichterstatters festgeftellt, daß die katholische
Kirche wie auch die anderen Kirchengemeinschaften von der
Ermächtigung des Kirchenvermögensgesetzes, die Vermögens -
Verwaltung in eigene Hände zu nehmen, keinen Gebrauch ge¬
macht haben . Me Sprecher der Sozialdemokraten und der
Bürgerlichen Vereinigung sprachen darüber ihre Verwunde¬
rung aus . Seitens des Zentrums wurde die Tatsache damit
erklärt, daß die Unterbringung der Büros in Freiburg Schwie¬
rigkeiten bereite und datz ferner die Frage , welche Verpflich¬
tungen der Staat für die Unterhaltung der kirchlichen Verwal¬
tung übernehme, ungeklärt sei . Auf eine volksparteiliche An¬
frage erklärte Minister Leers , datz das erzbischöfliche Ordina¬
riat die Schwierigkeit der Raumbeschaffung betont habe und
bereit sei, in Verhandlungen über eine Vereinbarung über die
Dotierung der Kirchenvermögensverwaltung einzutreten . Die
Position wurde mit 16 Stimmen bei 6 Enthaltungen der So¬
zialdemokraten genehmigt.

Ein weiterer strittiger Punkt war die Frage der Aufbesse¬
rung gering besoldeter Pfarrer . Dafür werden auf Grund
des Gesetzes vom 11 . Dezember 1924 gefordert : Für die katho¬
lische Kirche 1050 000 Ml , für die altkatholische Kirche 24 000
Reichsmark und 9000 Ml als zusätzliche Erhöhung , für die
evangelische Kirche 900000 MH, für die Israeliten 23 000 Ml
und für die fteireligiöse Gemeinde 3600 Ml . Ein Sozialdemo¬
krat verlangte Erwägungen darüber , ob man die Dotation
staffelweise abbauen könne . Von Zentrumsseite wurde er¬
klärt , die Höhe der Kirchensteuer beweise am besten die Not
der Kirche . Die Abstimmung über die Dotationen an alle
Religionsgemeinschaften wurde ausgesetzt, um zunächst den
Fraktionen noch einmal Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

Im autzerordentlichen Etat erscheint ein Betrag von 50 000
Reichsmark als Beitrag zu den Kosten der Instandsetzung und
Erweiterung des Theologischen Konvikts in Freiburg . Die
Kosten des Umbaues, dessen Notwendigkeit von keiner Seite
bestritten wird, betragen insgesamt 1 060 000 Ml . Der Mi¬
nister erklärte , angesichts der finanziellen Lage des Staates
habe man nur 50000 Ml einstellen können und so den guten
Willen gezeigt. Me Frage der Rechtspflicht wurde vom Mi¬
nister nicht erörtert . Die Meinungen der Parteien darüber
gehen auseinander . Schlietzlich wurde auch diese Position bis
nach der Fraktionsberatung zurückgestellt.

In der Nachmittagssitzung wandte sich die Beratung den
Hochschulen zu. Bei der Anforderung von 120 000 Ml für
Lehraufträge usw. wurde seitens der Deutschen Volkspartei
vorgetragen , es habe der Unterrichtsminister in letzter Zeit
dem Privatdozentrn Dr. Gumbrl einen Lehrauftrag für Sta¬
tistik erteilt und zwar entgegen der Ansicht der Fakultät rn
Heidelberg. Der Minister wies darauf hin , datz die Diszipli -
narunersuchung gegen Gumbel nicht zur Bestrafung geführt
hätte und infolgedessen es nicht angängig sei, ihn durch Äicht -
erteilung eines Lehrauftrages zu bestrafen . Matzgebend sei
die wissenschaftliche Befähigung . Er (der Minister ) hätte sich
an die alte Übung gehalten , datz der Auftrag nur im Einver -
nehmen mit der Fakultät erteilt werde ; hier aber hätte das
Votum der Fakultät zu einer Unbilligkeit geführt . Der sozial¬
demokratische Redner billigte den Standpunkt des Ministers ,
während die Sprecher der Bürgerlichen Vereinigung und der
Deutschen Volkspartei mit der Auskunft des Ministers sich
nicht zufrieden gaben. Der Minister wird weitere Ausfüh¬
rungen machen , wenn der volksparteiliche Vertreter die Akten
eingesehen hat .

Von Zentrumsseite wurde auf die autzerordentlichen Hoch¬
schullasten Badens gegenüber anderen deutschen Ländern hin-
gcwicsen. Das Reich wäre deshalb moralisch verpflichtet, durch
angemessene Zuschläge für alle badischen Hochschulen einen
gerechten Ausgleich zu schaffen . Badens Leistungen kämen
dem. ganzen deutschen Volke zugute . Man möge daher an das
Reich herantreten . Der Minister erklärte , die Hilfe des Rei¬
ches wäre an sich gerechtfertigt, zumal Baden als Grenzland
rn verschiedener Hinsicht verhältnismätzig stark beeinträchtigt
und belastet sei . Me Anregung des Zentrums wurde auch
von anderen Parteien unterstützt .

Bei Besprechung der Heidelberger Baufragen gab man all¬
seits der Genugtuung über die Amerikaspende Ausdruck. Mit
Rücksicht auf die gespannte Finanzlage konnten die Aufwen¬
dungen für die Stipendiengewährung und soziale Studenten¬
fürsorge leider nicht erhöht werden . Im übrigen wurde von
den angesorderien 120000 Ml der Betrag von 10 000 Ml auf
Antrag des Zentrums mit 14 gegen 4 Stimmen bei 2 Ent¬
haltungen gestrichen .

Die badische « rsoldungsordnun ,
Dem Landtag ist nunmehr der Besoldungstarif zugegangen .

Me ausführliche Begründung ist für heute zu erwarten . Am
kommenden MenStag wird sich der Haushaltsausschutz über
die weitere Behandlung der «Besoldungsvorlage schlüssig
machen.

Die Reuchtalbahn
Wie der „Renchtäler " in Oberkirch meldet, soll die Fort -

srbung der Renchtalbahn von Bad PeterStal nach Griesbach
gesichert sein. Wie verlautet , ist man in matzgebenden Kreisen
in Berlin bereit , das Werk zu fördern . Wie die Lage sich in
den letzten Tagen gestaltet habe, könne man mit großer Wahr¬
scheinlichkeit annehmen , datz der Bahnbau , der vielen wieder
Arbeit und Verdienst gibt, mit kommendem Frühjahr aufs
»eue in Angriff aenommen wird.

Su » der Landeshauptstadt
»Tinte und Schminke"

über das Programm des Abends teilen wir folgendes mit :
Di« Lmaleröffnung findet um 8 Uhr statt . Von 8—9 Uhr

ift Promenadekonzert . Pünktlich um 9 Uhr soll dann die grotze
ErSffnungSrevue „Tinte und Schminke" in Szene gehe » , an
deren Darstellung der grötzte Teil des Opern - und -Ähauspiel -
Personals beteilig ist, während der musikalische Part vom Lan -
dcstheaterorchester geleistet wird . Um 1014 Uhr wird in der
Laubenkolonie ein mimo- dramatischer Zwischenakt geboten wer¬
den : „Eine Ziller Hochzeit in der Laubenkolonie"

. Auch an
dieser Darbietung wird nahezu das Gesamtpersonal und ein
Teil des Singchors Mitwirken. Um Ut4 Uhr soll dann im

Ö en Saal der mit Spannung erwartete Entscheidungs-
nnpf zwischen Tinte und Schminke (Vertreter Hermann

Brand und Waldemar Lettgrb ) in den Ring steigen. Im klei¬
nen Saal spielt von Beginn des Festes an die Internationale
Jazzkapelle . Für später ist eine Kabarettvorstellung mit be¬
sonders gewähltem Programm vorgesehen. Im großen Saal
wird man gegen 12 )4 Uhr noch einige besondere Tanzdarbie¬
tungen sehen können.

Die Nischen werden unter diejenigen Herrschaften , denen
eine Nische zugesagt ist, durch das Los verteilt . Am Abend
ftndet man in den Logen die Namen der Inhaber .

Der Bund für deutsche Familie und Bolkskraft veranstal¬
tete am Mittwoch in der Festhalle ein« grotze , sehr zahlreich
besuchte Kundgebung für Familie und Ehe. Drei bekannte
Redner beleuchteten das Projekt von verschiedenen Seiten .
Durch ein meisterhaft von Herrn Stadelhofer vorgetragenes
Orgelspiel wurde die Veranstaltung eingeleitet , worauf
Stadtschularzt Dr. Paul die Notwendigkeit dieser Kundgebung
begründete . Von den Problemen der Nachkriegszeit stehe
das Problem Ehe und Familie an erster Stell « . Es handle
sich um die Grundlage des Staates und der Gesellschaft.

Als erster Redner behandelte Dr. ineck . Wicheru, Bielefeld ,
das Problem vom medizinischen Standpunkt aus . Nur die
« he, mit vorehelicher Keuschheit und ehelicher Treue , könne
den mannigfachen Gefahren , die unser« Volksgesundheit be¬
drohen, begegnen. Die Geschlechtskrankheiten tonnten nur
dadurch restlos ausgeschaltet werden. Daneben bedeutet die
Ehe für den Mann Loslösung von dem ungesunden Gast¬
hausleben und schafft der Frau ihr eigengefetzliches Betäti¬
gungsfeld . Die lebenserhaltende Wirkung der Ehe setzt sich
aber auch aus die Nachkommen fort . In dem Problem der
unehelichen Kinder sieht selbst Rußland keinen Ausweg . In
Deutschland droht das Gespenst des Geburtenrückgangs . Wenn
Kulturnationcn untergingen , sind sie an diesem Übel zu¬
grunde gegangen. Für die Frauen sprach Frau E . Kruken-
berg -Conze, Kreuznach, Vorstandsmitglied des Evang . sozialen
Kongresses. Sie wolle nicht die rein verstandesmätzigen For¬
derungen der Medizin in erste Linie stellen. Sicherlich muffe
man Gesundheit fordern , aber jede echte Liebe trage Ewig¬
keitswerte in sich. Di« Eheleute geben sich Kraft , durch
ihre Kameradschaft die Widerstände des Lebens zu über¬
winden . Tie Fortpflanzung ist naturgewollt . Gerade die
Reichsten haben aber zuerst den Willen zum Kinde verloren .
Die Ehe mutz aber sein wegen dem Kinde. Das Kind ver¬
langt eine Einzelerziehung . Als letzter Redner sprach Prälat
Dr. Kreutz , Freiburg , Präsident des deutschen Caritasver¬
bandes . Er wies auf die Verankerung der Ehe in der Reli¬
gion hii>. Christus habe der Ehe grotze Bedeutung beige¬
messen . Die Ehe ist im Blickfelde Christus Born des Lebens
und der Heiligkeit. Und die Vorbereitung ist die unberührt «
Jugend . Der Redner ging dann auf die Schwierigkeiten
« in , die diesen Sähen entgeg« »stehen . Bei der Jugend müffen
wir beginnen . Die Frau muh die Grütze ihrer Verantwor¬
tung erkennen . Jedes Kind hat einen Anspruch auf Er¬
ziehung und seelische Ertüchtigung . Dann aber müssen die
Eltern so leben, dah sie Kraft haben , die Erziehung zu för¬
dern . — Die Redner fanden lebhaften Beifall .

Betriebsstörung . Heute morgen 4 Uhr entgleiste zwischen
Rangierbahnhof und Westbahnhof auf freier Strecke ein mit
einem schweren Maschinenteil beladener Güterwagen , dem am
Wegübergang der Zeppelinstratze noch 7 weitere Wagen folg¬
ten , von denen 3 umsielen. Für die Karlsruher Lokalbahn
wird der Verkehr voraussichtlich den ganzen Tag , für die
städtische Straßenbahn auf einige Stunden gesperrt sein . Men¬
schen kamen nicht zu Schaden. Der Materialchaden ist nicht
unbedeutend . Me Strecke Karlsruhe —Maxau und Karlsruhe
—Graben ist nicht gestört.

Beschlagnahme außer Kurs gesetzter Dreimarkstücke, Kürz -
lich wurde im badischen Oberland ein lvcgen Einbruchdiebstahl
vorbestrafter Mann angehalten , welcher im Besitze von 35
Stück außer Kurs gesetzter silberner Dreimarkstücke sich be¬
fand . Über das Abhandenkommen dieser Dreimarkstücke ist
bisher eine Anzeige an die Gendarmerie noch nicht erstattet
worden. Da das Geld aber den Umständen nach von einem
Diebstahl herrührt , ersucht das Badische Landespolizeiamt um
entsprechende Mitteilung .

Wegen Doppelehe verurteilte das Schöffengericht den 32jäh -
rigen Willi Rein aus Pforzheim zu sechs Monaten Gefäng¬
nis . Der Angeklagte hatte zum zweiten Male geheiratet ,
ohne datz seine erste Ehe rechtmätzig geschieden war .

Badisches Landestheater . Sonntag , den 5. Februar , zum
ersten Male in vollständiger Neueinstudierung „Margarethe ",
Oper in fünf Akten von Gounod. Musikalische Leitung : Ru¬
dolf Schwarz . In Szene gesetzt von Otto Krauß . Menstag ,
den 7 . Februar , findet ein einmaliges Gastspiel eines neuen
Sterns , der Koloratursängerin Margherita Salvi , statt und
wird die Künstlerin die „Gilda " in Verdis Oper „Rigoletto "

singen. DaS Werk selbst gelangt hiermit zum ersten Male in
der laufenden Spielzeit wieder zur Aufführung . Me musika¬
lische Leitung hat Rudolf Schwarz und die szenische Leitung
Robert Lebert.

Wettrraachrichtendienst der Bad. Landeswetterwarte Karls¬
ruhe . Der neue Wirbel ist über der Nordsee angelangt und
füllt sich dort auf . Dagegen wandert ein über Frankreich lie¬
gender V -förmiger Ausläufer in östlicher Richtung weiter , so
datz bei uns noch heute Trübung und Niederschläge bevor-
stehen. Morgen ist nach dem vorausstchtlich raschen Durchzug
der Störung wieder Aufheiterung zu erwarten . WrtterauS -
stchten für SamStag : Rach vorübergehender Trübung und
Niederschlägen (im Gebirge Neuschnee ) wieder aufheiternd .

Irurze « acvricbten aus Laden
DZ . Moosbronn (Amt Ettlingen ), 2 . Febr . In unserer

Gegend haben die Wildschweine grotzen Schaden angerichtet und
u . a . etwa 10 Äcker jungen Kornes total vernichtet.

DZ . Lahr, 2. Febr . Das Landgericht Lahr HI verurteilte
den kommunistischen Stadtrat und Hilfsarbeiter Johann
Sauer wegen Übertretung der Verordnung über die welt¬
liche Feier von Sonn - und Festtagen zu 50 Ml Geldstrafe .
Der Strafsache lagen die (auch im Landtag besprochenen)
Vorgänge zugrunde , die sich am 20 . November v . I . am
evangelischen Butz- und Bettage in Frirfrnhrim bei Lahr
abgespielt haben. Die Kommunisten waren damals gelegent¬
lich eines Ausfluges nach Friesenheim geschloffen zum Bahn¬
hof marschiert und von Sicherheitsbeamten auseinanderge¬
trieben worden.

, DZ . KrHst 2. Febr . Gegen 3 Uhr fuhr gestern der Schlepp¬
dampfer .^Qffenborf" mir zwei Kähnen im '

Anhang den
Rhein abwärts . Bei Kilometer 127,2 stietz er mit dem
Schlepper „Braunkohle und Fink "

, der gleichfalls mit zwei
Kähnen zu Berg fuhr, zusammen . Durch den Zusammenstotz
wurde einer der Kahne beschädigt , ein zweiter ritz sich los
und blieb der Breite nach im Strome stecken . Zu gleicher
Seit tam auch der Schleppdampfer .^Toulouse" mit zwei

chiffen und stietz auf die anderen auf . Der garize Schiffs¬
verkehr war einige Zeit hindurch vollkommon unterbrochen,
ist aber jetzt unbehindert . Der eine Kahn setzte sich fest und
muß erleichtert werden.

DZ . Zell i. W„ 2. Febr . Das Postamt Zell nimmt vom
4. auf 5. Februar die Umstellung der Telephonbetriebe als
Selbstanschlußamt auf . Fernfpreckwerbindungennach auswärt »
können aber nur über das Amt « chopfheim vermittelt wer¬
den, das als Zentralamt ausgebaut worden ist .

Dandel und Mirtscbatt
Berliner Devisennotierungen

8. F«tr. 2. Frbr.
»«Id Srkt

Amsterdam 100 G. 168.67 169.01 168.65 169 .09
Kopenhagen 100 Kr. 112.34 112.48 112.21 112 .36
Italien . . 100 L. 22 .165 22 .205 22 .19 22 .23
London • . 1 Pfd . 20.399 20.439 20.404 20.444
NewJork . 1 D. 4.1900 4.1980 4.1885 4 .1965
Pari » . 100 Fr . 16.45 16.49 16.45 16 .49
Schweiz . . 100 Fr . 80.575 80.725 80 .50 80.72
Wien 100 Schilling 59 .00 59.12 59.00 59.12
Prag . . 100 Kr . 12.417 12.437 12.414 12.434

Sinne » A .-G. Karlsruhe -Grünwinkel . In der Aufsichtsrats -
fttzung am Donnerstag wurde beschlossen, die ordentliche Ge¬
neralversammlung auf den 20 . März 1928 einzuberuken und
die Verteilung einer Dividend» von 19 Prozent vorgeschlagen.

Verschiedenes
Müller -Wieland in Leipzig verhaftet

DZ . Frankfurt a . M .» 3. Febr . Der frühere Verwaltungs¬
direktor der Stäbt . Bühnen A.-G ., Müller -Wieland, ist auf
Veranlassung der hiesigen Staatsanwaltschaft in Leipzig srft-
genommen worden . Gegen ihn ist die Voruntersuchung we¬
gen Untreue , Betrugs , Unterschlagung, Urkundenfälschung, so¬
wie wegen Verstoßes gegen das Handelsgesetzbuch eröffnet
worden . — Der Frankfurter Privatgelehrte Dr. Kogler, der
nach Aufdeckung seines aufsehenerregenden Bücherdiebstahls
bei der Frankfurter Stadtbibltothek nach Österreich abgereist
war , ist jetzt auf Grund des gegen ihn ergangenen Haftbe¬
fehls in Salzburg festgenommen worden.

Sieg Dr. PrltzerS
WTB . New Dort, 2 . Febr . (Tel .) Dr Peltzcr, der heute im

1000 Aardsrennen startete siegte über neun amerikanische
Gegner . Sein Sieg rief bei der Zuschauermenge den größten
Jubel hervor . Die Musikkapelle spielte das Deutschlandlied.
PeltzerS Erfolg brachte in den letzten drei Runden einen auf¬
regenden Endkamps gegen den amerikanischen Exmeister und
früheren Olympialäufer Ray Dodgr. Die 12 000 Zuschauer,
die das Rennen mit größter Anteilnahme verfolgten und
PeltzerS Kampf mit anfeuernden Zurufen begleiteten, berei¬
teten dem siegreichen Läufer eine Riesenovation. Obwohl
PeltzerS Zeit mit 6 Sekunden hinter dem von Hahn aufge¬
stellten Hallenrekord zurückbleibt , gilt der Sieg angesichts der
Sachlage als eine Glanzleistung .

Großfeuer in einer amerikanischen Stadt
WTW. Boston, 3. Febr . (Tel . ) Durch einen Brand , über

den nähere Nachrichten noch fehlen, wurde in der vergangenen
Nacht das Geschäftsviertel der Stadt Fallriver teilweise zer-
stört . Der Schaden soll mehrere Millionen Dollars betragen .
Der Telephonverkehr ist infolge des Brandes, ' der in den
Werken der Pocasset Hills entstand und durch den scharfen
Wind rasch weiterverbreitet wurde, völlig lahmgelegt.

Staatssnzeiger
Bekanntmachung

Sammlungen
Der Deutschen Evangelischen Seemannsmission in Altona

wird auf Grund der Bundesratsverordnung vom 15. Februar
1917, Regelung der Wohlfahrtspflege , und der Badischen Aus¬
führungsverordnung dazu vom 19. Februar 1917 in jederzeit
widerruflicher Weise bis zum 31 . Dezember 1928 die Geneh¬
migung erteilt , durch Versand von Werbeschriften innerhalb
des Landes Baden eine Sammlung zugunsten der deutscher »
SeenrannSheime und der Seemannsmission im In - und Aus¬
land zu veranstalten .

Karlsruhe , den 1 . Februar 1929.
Der Minister des Innern

I . V. : Föhrenbach .

Dem Nathanstift in Fürth wurde die Erlaubnis zum Los¬
vertrieb in Baden erteilt .

Karlsruhe , den 1 . Februar 1928.
Der Minister des Inner »

I . B. : Föhrenbach

Lebensrettun ^
Herr Josef Bücher, Schlosser in Psullendorf , rettete an»

16. Januar 1927 den damals 12 Jahre alten Johann Lorenz
vom Tode des Ertrinkens im Stadtsee in Psullendorf . Ich
spreche dem Genannten für das bei diesem Rettungswerk be¬
wiesene mutvolle und entschlossene Handeln meine Anerken¬
nung aus .

Konstanz , den 30 . Januar 1928.
Der Bad . Landrskommiffär für die Kreise Konstanz, Billingen

und Waldshut
Dr. Hartmann

Gestorben:
Oberpfleger Schwanz an der Heil- und Pflegeanstalt fm «

mendiugen .
Polizeiwachtmeister Karl Söhnle in Karlsruhe .
Pokizeiwachtmeister Josef Lehr in Bruchsal.

Maul - und Klauenieuche
Rach Meldungen der Bezirkstierärzte waren am 1 . Februar

WnGbeziäe : Bruchsal: Gemeinden: Bruchsal, RheinShei» .
Pforzheim : Königsbach, Niefern.
WaldShut : Grietzen.
Weinheim : Heddesheim.

BadiicheS Statistisches LandeSamt.



KnopfsWeisseWoche
die größte und günstigste Kaufgelegenheit des ganzen JahresNur hochwertige Ware zu billigsten Preisen

Besichtigen Sie unsere einheitliche Dekorationmit ihrer Lichtfülle und dem weißen Elephanten ,dem Symbol unserer diesjährigen Weißen Woche

Geschw
. Knopf ,

KarlsruheGeschw
. Knopf ,

Karlsruhe

Freitag, den 3 . bis Mittwoch , den 8. Februar, 20.15 UhrSamstag und Mittwoch auch 16 Uhr
Sonntag, 8» Februar , nur 16 Uhr

Erstaufführung

Im Reiche der
ewigen Wunder
Eine Winterbesteigung des Piz Bernina (4055 Meter)

Musikbegleitung : Polizeikapelle 127

Preise , Vorverkauf und F.rmäßigungen wie üblich .

In der H . 121

tOel8enb?oche
die günstigste Einkaufsgelegenheitin

Damenstoffen , Herrenstoffen ,
Seidenstoffen , Samten

Aussteuer artikel
Wäschestoffe '

mm. Brounosel
HerrenstraBe 7,

zwischen KaiserstraOe und Schlofiplatz.
Dem latikaif Der Beaartesbank «Mblmei.

Bekanntmachung .- Infolge Zuruhesetzung des jetzigen Inhabers ist als -bald eine PoltzetdtenersteU « neu zu besetzen . Probe¬zeit V, Jahr , bei Bewahrung erfolgt Anstellung ; Be¬
soldung nach Gruppe II mit AufrückungSmöglichkeit .Bewerbungen mit Lebenslauf , Zeugnissen und Licht¬bild wollen bis spätestens 15. Kebrnar 1828 andie Stadtgemeinde Herbolzheim eingereicht werden.
Persönliche Vorstellung nur auf Aufforderung .

Herbolzheim , den 30. Januar 1928 .
Der BLrgermetsterr

_ Steinherr . H .128
Bekanntmachung.

SÄ439 . Ofsrndurg . Indem Konkurse Über das
Vermögen des Kaufmann
Alfred Dreier. Fahrrad -
und .Kraftfahrzeug - Zu¬behörteile, Großvertrreb .
Offenburg (Baden ), soll
Schlußverteilung erfolgen.
Dazu sind 10866,41 3t*
verfügbar . Zu berück¬
sichtigen sind Forde¬

rungen zum Betrage von
154117,06 3t* . Darunter
keine bevorrechtigten. Das
Schlutzverzeichnis liegt aufder Gerichtsschreiberei des
AmtsgerichtsOffenburg (B-)
zur Einsicht aus -

Offenburg. 2 . Febr . 1928 .
Der Konkursverwalter:

W - Hugger ,
Diplomkaufmann .

& ttf ettf !
In Karlsruheob . Um .
gebung wird eine
Filiale errichtet-Hier»
für wird eine zuver¬
lässige Person (Beruf

einerlei) als
FilialhMW

gesucht . Einkommen
monatl .400RM . Be¬
werbung . unt - L . 100
an Ala Haascnstein &
Bögler , Nürnberg .

Schopfheim . M .437
Güterrechtsregistereintrag

Band I Seite 338: Johann
Friedrich £app , Ingenieurin Schopfheim, und Lina
aeb -Bernauer - Vertrag vom
25. Januar 1928: Güter ,
trennung .

Schopfheim,2. Febr - 1928.
Bad . Amtsgericht .

Zum 1. X
veranstalten auch wir eine

Weiße Woche
ein ganz besonderer Grund für uns, Proben unserer
großen Leistungsfähigkeitzu geben . Wir bringenanläßlich dieser Veranstaltung große Mengen

Bettwäsche / Tischwäsche / Herren- und
Damenwäsche/Oberhemden/Einsatzhemden

Gardinen usw .
zu besonders billigen Preisen

zum Verkauf. Höchster Grundsatz ist auch dieses Mal
schon mit Rücksicht auf unser unübertreffliches

Teilzahlungssystem
Anzahlung— 8 Monatsraten

(Beamte, Angestellte und alte Kunden ohne jede Anzahlung )
nur Qualitätsware

von langer Lebensdauer zu liefern. — Auf allenicht herabgesetzten Preise , auch in den Abteilungen

Herren -
, Damen -, Kinder - Konfektion

10% Rabatt

Deutsche Bekleidungs-Gesellschaft
H. 126

Ecke Markgrafenstr . Karlsruhe Kronenstraße 40
Bekanntmachung.
Dt« Wahl der Versicherungsvertreterals » eisther »er « erfichernugsämter.

Die Wahl der Versicherungsvertreter als Beisitzer des
VerficherungSamtS Karlsruhe wird Ende März 1928
vorgenommen . Gemäß 8 2 der Wahlordnung vom
7 . Januar 1920 werden die Versicherungsvertreter von
den Ausfchußmitgliedern der Krankenkaffen gewählt,die im Bezirke deS Versicherungsamt» mindestens 50
Mitglieder haben.

Alle beteiligten Kaffen werden hiermit anfgefordert ,dem Unterzeichneten Wahlleiter bi» spätest «« »
Donnerstag , den 8. Kebrnar 1828 ein Verzeich¬nis zu übersenden, aus dem der Familien - und der
Vor-<Ruf --Name , der Beruf , der Wohnort und die
Wohnung deS Wahlberechtigten ersichtlich sind. Indem Verzeichnis find die Angaben nach den beiden
Gruppen der nach 8 2 Wahlberechtigten (Arbeitgeber¬mitglieder und Verficherungsmitglieder) zu trennen .Sofern vor dem Wahltage Veränderungen gegenüberdem Verzeichnis eintreten , ist der Wochlleiter davonunverzüglich zu benachrichtigen.An der Wahl nehmen ferner teil die Vorstands-Mitglieder der

1 . Ersatzkaffeu ,

2 . Seemannskaffen und anderen obrigkeitlich geneh¬migten Vereinigungen von Seeleuten zur Wahrungihrer Rechte , soweit ste im Bezirk des BerficherungS-amtS Karlsruhe mindestens 50 Mitglieder haben . DieErsatzkaffen und die außerhalb deS Bezirks deS Ver-ficherungsamtS seßhaften Kaffen außerdem nur , wennsie ihre Beteiligung an der Wahl dem Wahlleiter recht¬zeitig anmelden und die Zahl ihrer Mitglieder in diesemBezirke Nachweisen .
An Stelle der Vertreter der Versicherten im Vor¬stande wählen bei den Ersatzkaffen die örtlichen Ber-waitungsstellen , die Gefchäfisleiter der für den BezirkdeS Versicherungsamts zuständigen örtlichen Verwal¬

tungsstellen -
Die Erfatzkaffen und die außerhalb des Bezirks de»

Versicherungsamt» Karlsruhe seßhaften Kaffen werden
hiermit aufgefordert , ihre Beteiligung an der Wahlbei dem Unterzeichneten Wahlleiter bi» spätesten »Donnerstag , den 8. Februar 1828 anzumeldenund die Zahl ihrer anrechnungsfähigen Mitglieder
nachzuweisen-

Karlsruhe , den 1 . Februar 1928. O .Z. 7
Badische » Bezirksamt — Versichern «gs«Mt —

Der Wahlleiter : M .436
Murmann , Regierungsrat -

Samstag , 4. Februar 1928
Nachmittags 15 Uhr
Mar und Mritz

Rach Wilhelm Busch
von Leopold Günther

Musik von Fritz Becker
Inszenierung : T - Hecht
Musikalische Leitung :

Curt Stern
Onkel Fritz Prütel
Max Rademacher
Moritz MangelWitwe Bolte Ziegler
Schneider Gemmecke
Seine Frau Genter
Lämpel Brand
Bäcker Mehner
Müller Schneider
Mecke Höcker
Liese Silber
Peter Qpmar

Hierauf

von Bayer ,
Einftudiert von E . Bielefeld

Musikalische Leitung :
Joseph Keilberth

Spielwarenhändler
Lindenman

Mechaniker
Gehilfen {
Raffke
Frau Raffke
Fräulein Raffke
Raffke junior
Diener
Bauer
Weib
Dienstmädchen
Briefträger
Commis
Dienstmann

Pupp
Puppenfee
Schienenpuppe

Grützinger
Grötzinger

Seidel
Kilian
Bauer

Beer-Gast
Dennig
Schmitt

Kalnbach
Tubach

Rivinius
Plachzinsky
Grötzinger
Rerdinger

e n
Karst

Rivinius
Papa -Mamapuppe
Tiroler und
Tirolerin

Hofer
i Hofmann
l Wieland

Cberle
Sonntag .

Siebert
Chinese und

Chinesin
Japaner und t Schnetzler
Jqpanerin 1 Wiedmann

Charly Chaplin Mangel
Backfisch Fischer
Köchin Supper
Schulmädchen Dahlinger
Struwelpeter Bischof '
Gestiefelter Kater Rieker
Max und t Kuhlmann
Moritz t Bender

Jackie Coogan Dennig ■
Polizist Nagel
Anfang 15 Ende nach 17 -I . Rang und I . Sperrsitz

3 3t*
So . 5. Feb.: Neu einftudiert :
Margarethe. JmKonzerth . :

Der Hex« .
Mo. 6. Febr. Ei» Tranatspiet

Druck A . Braun , Karlsruhe
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